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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Finanzausgleich

Anfangs November legte der Bundesrat die Finanzkraft der Kantone für die Jahre 2002
und 2003 neu fest. Dieser Index gilt bis zur Inkraftsetzung des NFA und beruht auf den
vier Kriterien Volkseinkommen, Steuerkraft, Steuerbelastung und Anteil des
Berggebiets. Verschiebungen ergaben sich in drei Fällen: Die beiden Appenzell stiegen
in die Gruppe der mittelstarken Kantone auf, derweil Bern neu zu den finanzschwachen
Kantonen zählt. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 08.11.2001
MAGDALENA BERNATH

Im Frühling begann eine dreisprachige, mobile Informationsausstellung zum neuen
Finanzausgleich, welche im Verlauf des Jahres in sämtlichen Kantonen zu sehen war.
Sie wurde von Bund und Kantonen gemeinsam getragen und durchgeführt. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 20.08.2002
MAGDALENA BERNATH

Mit einer Sonderregelung für die Verteilung der Kantonsanteile an der direkten
Bundessteuer für 2002/03 federte der Bund die Einbussen ab, welche die
finanzschwachen Kantone wegen des Abstiegs des Kantons Bern in diese Gruppe hätten
erleiden müssen. Bern steuerte einen wesentlichen Beitrag bei. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 12.09.2002
MAGDALENA BERNATH

Anfang November legte der Bundesrat die Finanzkraft der Kantone für die Jahre 2004
und 2005 fest. Dieser Index gilt als Schlüssel für den Finanzausgleich zwischen den
Kantonen und beruht auf den vier Kriterien Volkseinkommen, Steuerkraft,
Steuerbelastung und Anteil des Berggebiets. Verschiebungen ergaben sich in zwei
Fällen: Basel-Landschaft steigt von den finanzstarken zu den mittelstarken Kantonen ab,
Uri zählt wieder zu den finanzschwachen Kantonen. 4

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 06.11.2003
MAGDALENA BERNATH

In Erfüllung der Motion Schneeberger (fdp, BL), die klare Kriterien zur Überprüfung der
Einhaltung der NFA-Prinzipien bei Vernehmlassungserläuterungen forderte,
veröffentlichte der Bundesrat eine Neuauflage des Botschaftsleitfadens und des
Gesetzgebungsleitfadens, die neu solche Kriterien enthalten. Damit erachtete er das
Anliegen der Motion als erfüllt und beantragte sie zur Abschreibung. National- und
Ständerat folgten diesem Antrag in der Sommersession 2018 stillschweigend. 5

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 02.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im Juni 2021 gab der Bundesrat die Ausgleichszahlungen des Finanzausgleichs für das
Jahr 2022 bekannt. Demnach steigen die Zahlungen gegenüber dem Vorjahr um CHF 91
Mio. und betragen im Jahr 2022 insgesamt CHF 5.3 Mrd. Dieser Anstieg ist vor allem auf
die Erhöhung des soziodemografischen Lastenausgleichs (um CHF 62 Mio.) und auf die
Ausgleichszahlungen an die ressourcenschwächsten Kantone (CHF 120 Mio.)
zurückzuführen, wie sie in der FiLaG-Revision 2019 beschlossen worden waren.
Ebenfalls im Zusammenhang mit dieser Revision wurde der Zielwert der garantierten
Mindestausstattung für das Jahr 2022 zum letzten Mal reduziert, er kam neu bei 86.5
Prozent zu liegen (2021: 87.1%). Der Ressourcenausgleich (vertikal und horizontal) sank
insgesamt um CHF 74 Mio., was neben der tieferen Dotation (CHF -210 Mio.) auch der
Erhöhung des Ressourcenpotenzials (CHF 114 Mio.) und der Disparitäten (CHF 23 Mio.)
geschuldet war. Insgesamt stieg der Ressourcenausgleich bei 14 Kantonen an –
insbesondere bei den Kantonen Schwyz und St. Gallen (je plus 2.0 Indexpunkte) – und
sank bei 12 Kantonen – insbesondere beim Kanton Obwalden (-14.4 Indexpunkte).
Letzterer Kanton wechselte damit auch vom Lager der Nettozahler, das im Jahr 2022
noch aus den Kantonen Basel-Stadt, Genf, Nidwalden, Schwyz, Zug und Zürich besteht,
ins Lager der Nettoempfänger. Den Grund für den starken Rückgang des
Ressourcenpotenzials des Kantons Obwalden sieht der Bericht in einem Einmaleffekt
aus dem Jahr 2015, welcher das Einkommen pro Einwohnerin und Einwohner in diesem
Jahr stark erhöht hatte und bis im Vorjahr in die Berechnung des Ressourcenpotenzials
eingeflossen war. 
Gleichzeitig mit der Veröffentlichung der Ausgleichszahlungen berichtete der
Bundesrat auch über die Vernehmlassung zu einer von der FDK geforderten

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.06.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Verordnungsänderung aufgrund eines Sonderfalls im Kanton Bern 2021. Dieser
Änderungsvorschlag traf nur bei 2 Kantonen auf Zustimmung, die übrigen 24 und mit
ihnen die FDK lehnten es ab, das Finanzausgleichssystem aufgrund von Sonderfällen zu
ändern. 6

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Basierend auf der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung
zwischen Bund und Kantonen (NFA) übernimmt der Bund 2008 die alleinige
Verantwortung für die Nationalstrassen. Dazu gehört neben der Finanzierung des Baus
und des Unterhalts auch das Verkehrsmanagement. Für den Standort der nationalen
Zentrale bewarben sich die Kantone Aargau, Uri, Waadt, Zürich und Luzern. Den
Zuschlag erhielt Emmen (LU). Im Rahmen der Ausführungsgesetzgebung zur NFA schloss
das Parlament die Kantone von den grossen Unterhaltsarbeiten bei den
Nationalstrassen aus. 7

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 20.07.2006
MAGDALENA BERNATH

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitszeit

Dagegen verabschiedete der Bundesrat eine Botschaft zur Abschaffung der
Unterstützung der Heimarbeit von bisher 200'000 Fr. jährlich. Seit 1949 unterstützte
der Bund die Heimarbeit in Randregionen, sofern diese von sozialer oder
staatspolitischer Bedeutung ist und die Existenzverhältnisse der
Berggebietsbevölkerung zu heben vermag. Das Seco begründete die Streichung damit,
dass mit dem neuen Finanzausgleich ein Instrument geschaffen worden sei, das den
Sonderlasten der Bergbevölkerung Rechnung trage. 8

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 09.07.2010
NATHALIE GIGER
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